
die AK! 

Antrag Nr. 7

der Liste Kommunistische Gewerkschaftsinitiative International [KOMintern] an 
die 157. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien.

Für die Erhaltung des Kindergartens und Horts des „Verein 
StudentInnenkinder“

Antrag: 
Die Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien fordert den Gemeinderat 
der Stadt Wien auf, alles zu unternehmen um den Fortbestand des 
elternverwalteten "Verein StudentInnenkinder" durch den Einsatz 
finanzieller Mittel und der Zurverfügungstellung adäquater Räumlichkeiten 
sicherzustellen.  

Begründung:
Seit 40 Jahren werden vom "Verein StudentInnenkinder - Verein zur 
Förderung studierender Eltern" Kinder selbstbestimmt und 
reformpädagogisch betreut. Von allen Seiten werden dem Verein höchste 
pädagogische Qualitäten bescheinigt. Die hochwertige 
Kinderbetreuungseinrichtung am Uni-Campus für 67 Kinder ist 
gemeinnützig und benötigt dringend kostenlose Räumlichkeiten. 

Die ÖH Uni Wien hat einen Konflikt über die Vergabe von Hortplätzen 
genutzt, um die Elternverwaltung als nicht zeitgemäß in Frage zu stellen. 
Genau die Selbstverwaltung der Eltern hat aber in den 40 Jahren seit 
Bestehen des Vereines zu dem hohen pädagogischen Niveau geführt, die 
Kosten niedrig gehalten und demokratische Gestaltung nach 
Elternbedürfnissen sicher gestellt. 
Das grundsätzliche Problem ist vielmehr, dass es mehr Betreuungsbedarf 
als freie Plätze gibt. Obwohl der Verein die Platzvergabe aufgehoben hatte 
und der ÖH Uni Wien die neuerliche Vergabe überließ, wurden die 

http://ak-wahlen.at/


Verträge mit dem Verein von der ÖH Uni Wien und dem Rektorat der 
Universität per 30.September 2012 gekündigt.

Ohne neue Räume wäre das das AUS für 67 Kinderbetreuungsplätze. Ohne 
neue Räume wäre das das AUS für 13 MitarbeiterInnen. Ohne neue 
Räume wäre das das AUS für den ältesten elternverwalteten Kindergarten 
und Hort Österreichs. Die etwa 130 entsetzten Eltern und die 13 weiterhin 
motivierten MitarbeiterInnen kämpfen für den Fortbestand des 
elternveralteten Vereines. Es braucht mehr hochwertige 
Kinderbetreuungs- und Arbeitsplätze statt weniger!


